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Datum 07.09.2004

Auf die Revision des KlÃ¤gers wird das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts
vom 25. November 2002 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung
und Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung von Leistungen nach Â§ 3 der
Berufskrankheiten-Verordnung (BKV).

Der im Jahre 1958 geborene KlÃ¤ger Ã¼bte in den Jahren 1973 bis 1996 fast
ausschlieÃ�lich den Beruf eines Lackierers aus. Nach einer Ã¤rztlichen Anzeige
Ã¼ber den Verdacht einer Berufskrankheit (BK) vom 25. Januar 1997 lehnte die
beklagte Berufsgenossenschaft (BG) die Anerkennung einer BK Nr 1317
(Polyneuropathie oder Enzephalopathie durch organische LÃ¶sungsmittel oder
deren Gemische) nach der Anlage der BKV vom 31. Oktober 1997 (BGBl I 2623 â��
BKV) ab (Bescheid vom 24. November 1998, Widerspruchsbescheid vom 25.
Februar 1999). Die hiergegen erhobene Klage nahm der KlÃ¤ger zurÃ¼ck, nachdem
er darauf hingewiesen worden war, dass nach der RÃ¼ckwirkungsregelung in Â§ 6
BKV eine BK Nr 1317 nur anzuerkennen sei, wenn der Versicherungsfall nach dem
31. Dezember 1992 eingetreten sei.

Die anschlieÃ�end vom KlÃ¤ger mit der BegrÃ¼ndung, er habe seinen Beruf wegen
der Erkrankung aufgegeben, beantragten Ã�bergangsleistungen nach Â§ 3 BKV,
lehnte die Beklagte ab, weil keine Hinweise dafÃ¼r vorlÃ¤gen, dass seine
Krankheitserscheinungen in einem ursÃ¤chlichen Zusammenhang mit seiner
berufsbedingten LÃ¶sungsmittelexposition stÃ¼nden. Daher kÃ¶nne nicht davon
ausgegangen werden, dass konkret die Entstehung einer BK gedroht habe. Zudem
schlieÃ�e die RÃ¼ckwirkungsklausel des Â§ 6 BKV auch Leistungen nach Â§ 3 BKV
aus (Bescheid vom 7. November 2000, Widerspruchsbescheid vom 24. Januar
2001).

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht WÃ¼rzburg (SG) im
Wesentlichen mit der BegrÃ¼ndung abgewiesen, es kÃ¶nne dahinstehen, ob eine
anerkennungsfÃ¤hige â�� drohende oder bestehende â�� BK vorliege, da eine
etwaige Anerkennung einer BK Nr 1317 wegen der Ausschlussvorschrift des Â§ 6
Abs 1 BKV nicht mÃ¶glich sei (Gerichtsbescheid vom 3. Juli 2002). Das Bayerische
Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 25.
November 2002), zur BegrÃ¼ndung auf den Gerichtsbescheid des SG Bezug
genommen und ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, es gehe aufgrund des im
vorangegangenen Anerkennungsverfahren eingeholten Ã¤rztlichen Gutachtens
davon aus, dass die cerebrale Symptomatik des KlÃ¤gers mit einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 30 vH mindestens seit dem Jahre 1991 und damit vor
dem in Â§ 6 BKV genannten Stichtag 31. Dezember 1992 eingetreten sei. Da die
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BKV ihre ErmÃ¤chtigungsgrundlage im Siebten Buch des Sozialgesetzbuches â��
Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII) habe, kÃ¶nne sie auch keine Regelungen
fÃ¼r vor dem Inkrafttreten des SGB VII am 1. Januar 1997 eingetretene
berufsbedingte Erkrankungen treffen mit Ausnahme der Sonderregelung in Â§ 6
BKV (Hinweis auf das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 20. Februar 2001, 
SozR 3-5670 Â§ 3 Nr 5).

Mit seiner Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger, das LSG habe den Sachverhalt
unvollstÃ¤ndig dargestellt. Er habe bis April 1996 voll gearbeitet, sei dann erst
erkrankt und arbeitsunfÃ¤hig gewesen. Am 9. Oktober 1997 habe er einen
Rentenantrag gestellt, der erst mit Bescheid vom 7. Dezember 2001 rÃ¼ckwirkend
zu einer BerufsunfÃ¤higkeitsrente ab 1. November 1997 gefÃ¼hrt habe. Zu dem
Zeitpunkt, zu dem er seine TÃ¤tigkeit durch den Rentenantrag endgÃ¼ltig
aufgegeben habe, habe die BKV schon gegolten. Zudem sei zu fragen, ob Â§ 6 BKV
mit seiner Ausschlusswirkung tatsÃ¤chlich auch PrÃ¤ventionsvorschriften wie Â§ 3
BKV erfasse. Denn zwischen dem Leistungsfall des Â§ 3 BKV und dem nach einer BK-
Ziffer sei grundsÃ¤tzlich zu unterscheiden.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 25. November 2002 sowie den
Gerichtsbescheid des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 3. Juli 2002 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom 7. November 2000 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24. Januar 2001 zu verurteilen, ihm
wegen des Unterlassens der gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit ab dem frÃ¼hest
mÃ¶glichen Zeitpunkt Ã�bergangsleistungen zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist insoweit begrÃ¼ndet, als das angefochtene Urteil des
Bayerischen LSG vom 25. November 2002 aufzuheben und die Sache zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen ist. Die vom LSG
festgestellten Tatsachen reichen fÃ¼r eine abschlieÃ�ende Entscheidung Ã¼ber die
vom KlÃ¤ger begehrte Ã�bergangsleistung nicht aus.

In AbhÃ¤ngigkeit von den noch zu treffenden Tatsachenfeststellungen, zB zum
Zeitpunkt der Einstellung der belastenden TÃ¤tigkeit als Lackierer, kommen als
Rechtsgrundlage fÃ¼r die umstrittenen Ã�bergangsleistung in Betracht entweder
der bis zum 30. November 1997 geltende Â§ 3 Abs 2 der Berufskrankheiten-
Verordnung vom 20. Juni 1968 (BGBl I 721), zuletzt geÃ¤ndert durch die Zweite
Verordnung zur Ã�nderung der Berufskrankheiten-Verordnung vom 18. Dezember
1992 (BGBl I 2243 â�� 2. Ã�ndVO BKVO) (im Folgenden: BKVO) oder der
anschlieÃ�end geltende und ihn ablÃ¶sende Â§ 3 Abs 2 BKV (vgl Â§ 8 BKV).
Hinsichtlich der Grundvoraussetzungen fÃ¼r die Ã�bergangsleistung kann dies zum
jetzigen Zeitpunkt dahingestellt bleiben, weil diese sich nicht geÃ¤ndert haben.
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Nach den Ã¼bereinstimmenden Voraussetzungen von Â§ 3 Abs 2 Satz 1 BKVO und
von Â§ 3 Abs 2 Satz 1 BKV hat der TrÃ¤ger der gesetzlichen Unfallversicherung
einem Versicherten, der die gefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeit einstellt bzw unterlÃ¤sst, weil
die Gefahr, dass eine BK entsteht, wiederauflebt oder sich verschlimmert, nicht zu
beseitigen ist, zum Ausgleich der hierdurch verursachten Minderung des
Verdienstes oder sonstiger wirtschaftlicher Nachteile eine Ã�bergangsleistung zu
gewÃ¤hren. Als Ã�bergangsleistung wird ein einmaliger Betrag bis zur HÃ¶he der
Jahresvollrente oder eine monatlich wiederkehrende Zahlung bis zur HÃ¶he der
Vollrente lÃ¤ngstens fÃ¼r die Dauer von fÃ¼nf Jahren gezahlt (Satz 2 der
Regelung). Auf die Ã�bergangsleistung besteht dem Grunde nach ein Anspruch des
Versicherten, wenn die genannten Voraussetzungen gegeben sind. Die
Entscheidung Ã¼ber Art, Dauer und HÃ¶he der Leistungen hingegen steht im
pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen des UnfallversicherungstrÃ¤gers (BSGE 78, 261, 262 =
SozR 3-5670 Â§ 3 Nr 2 mwN).

Der VorlÃ¤ufer beider Vorschriften ist Â§ 6 der Verordnung Ã¼ber Ausdehnung der
Unfallversicherung auf gewerbliche Berufskrankheiten vom 12. Mai 1925 (RGBl I
69), der es noch in das Ermessen des VersicherungstrÃ¤gers stellte, eine
"Ã�bergangsrente bis zur HÃ¤lfte der Vollrente" zu gewÃ¤hren, wenn zu
befÃ¼rchten war, dass eine gewerbliche BK entstehen, wiederentstehen oder sich
verschlimmern werde. In der amtlichen BegrÃ¼ndung dazu (Reichsarbeitsblatt
(Amtl Teil) 1925 S 262, 254 zu Â§ 8 des Entwurfs, der zu Â§ 6 der Verordnung
wurde) ist ausgefÃ¼hrt, die Vorschrift diene der Vorbeugung und
KrankheitsverhÃ¼tung. Wenn bei einem Versicherten festgestellt werde, dass sich
bei ihm Anzeichen einer beginnenden BK bemerkbar machten, so sei oft mit
groÃ�er Wahrscheinlichkeit ein Ausbruch oder eine Verschlimmerung der Krankheit
vorauszusehen, wenn der Versicherte die seine Gesundheit bedrohende
BeschÃ¤ftigung fortsetze. Auch bei einem Genesenden kÃ¶nne hÃ¤ufig einem
Wiederausbruch der Krankheit nur dadurch vorgebeugt werden, dass er die
Wiederaufnahme der ihm gefÃ¤hrlichen Arbeit unterlasse. Die DurchfÃ¼hrung der
Ã¤rztlichen Forderung nach Aufgabe der BeschÃ¤ftigung scheitere aber vielfach
daran, dass der Versicherte von dem Ã�bertritt in einen anderen Beruf Minderungen
seines Arbeitsverdienstes oder andere wirtschaftliche SchÃ¤digungen (zB einen
Umzug) fÃ¼rchte. FÃ¼r diesen Fall solle der VersicherungstrÃ¤ger ihm durch
GewÃ¤hrung einer Ã�bergangsrente helfen kÃ¶nnen. Die Rente werde unabhÃ¤ngig
vom Umfang der ErwerbsbeschrÃ¤nkung sein, sie solle auch dem vÃ¶llig
ErwerbsfÃ¤higen gegeben werden kÃ¶nnen.

Diese Regelung wurde im Grundsatz durch Â§ 3 BKVO und spÃ¤ter durch Â§ 3 BKV
Ã¼bernommen und will den Versicherten vor Gesundheitsgefahren schÃ¼tzen, die
ihm durch den Eintritt, die Verschlimmerung oder die Wiedererkrankung einer BK
drohen. Sie hat eine klare prÃ¤ventive Zielrichtung und ist als MaÃ�nahme der
Vorbeugung und KrankheitsverhÃ¼tung von den sonst in der gesetzlichen
Unfallversicherung Ã¼blichen EntschÃ¤digungsleistungen zu unterscheiden (vgl BR-
Drucks 642/97 S 10 zur BegrÃ¼ndung von Â§ 3 BKV sowie BSGE 19, 157, 158 =
SozR Nr 2 zu Â§ 5 3. BKVO).

Entgegen der Auffassung der Beklagten sind unter BK iS des Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3
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BKV nicht nur die in der frÃ¼heren Anlage 1 der BKVO und der heutigen Anlage der
BKV aufgefÃ¼hrten sog Listen-BKen nach dem frÃ¼heren Â§ 551 Abs 1 der
Reichsversicherungsordnung (RVO) bzw dem heutigen Â§ 9 Abs 1 SGB VII zu
verstehen, sondern auch die sog Wie-BKen nach dem frÃ¼heren Â§ 551 Abs 2 RVO
bzw dem heutigen Â§ 9 Abs 2 SGB VII. Dies bedeutet, dass es insofern auf den
Zeitpunkt der EinfÃ¼hrung der BK Nr 1317 im Vergleich zur Berufsaufgabe durch
den KlÃ¤ger nicht ankommt (vgl Bekanntmachung einer Empfehlung des
Ã�rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirats â�� Sektion "Berufskrankheiten":
"Polyneuropathie oder Enzephalopathie durch organische LÃ¶sungsmittel oder
deren Gemische", BArbBl 9/1996, 44 ff).

Die Anwendbarkeit des Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV auch auf sog Wie-Bken folgt aus
dem durch das Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz vom 30. April 1963 (BGBl I
241 -UVNG) anstelle des frÃ¼heren reinen Listensystems auch im deutschen
Berufskrankheitenrecht eingefÃ¼hrten Mischsystems (Listenprinzip mit
Ã�ffnungsklausel), nach dem die UnfallversicherungstrÃ¤ger eine Krankheit, auch
wenn sie nicht in der Rechtsverordnung bezeichnet ist oder die dort bestimmten
Voraussetzungen nicht vorliegen, wie eine BK zu entschÃ¤digen haben, sofern nach
neuen Erkenntnissen die Ã¼brigen Voraussetzungen des Â§ 551 Abs 1 RVO bzw Â§
9 Abs 1 SGB VII erfÃ¼llt sind (sog "Wie-BKen", vgl grundlegend BSGE 44, 90, 92 ff =
SozR 2200 Â§ 551 Nr 9). Gegen eine Differenzierung zwischen den Listen-BKen und
den Wie-BKen bei Anwendung des Â§ 3 BKVO bzw BKV spricht nicht nur, dass der
Verordnungsgeber seit dem UVNG zahlreiche Gelegenheiten hatte, eine
entsprechende Differenzierung einzufÃ¼hren, sondern vor allem die prÃ¤ventive
Zielrichtung des Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV (Schutz der Gesundheit der Versicherten
vor den Gefahren der Arbeitswelt), die nicht danach unterscheidet, ob es sich um
eine Listen-BK oder "nur" um eine Wie-BK handelt, bei der die Ã¼brigen
Voraussetzungen fÃ¼r die Aufnahme der Liste erfÃ¼llt sind. Auch das Ã¼brige
Leistungsrecht der frÃ¼heren RVO und des heutigen SGB VII (vgl dessen Â§Â§ 26 ff)
unterscheidet hinsichtlich der GewÃ¤hrung von Heilbehandlungen, Verletztengeld,
Verletztenrente usw nicht zwischen Listen-BKen und Wie-BKen.

Zur Klarstellung ist jedoch darauf hinzuweisen, dass Leistungen nach Â§ 3 BKVO
bzw Â§ 3 BKV immer auf eine oder ggf mehrere bestimmte BKen oder Wie-BKen
bezogen sein mÃ¼ssen. Nach dem Wortlaut des Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV, der
fordert, dass "eine Berufskrankheit entsteht, wiederauflebt oder sich
verschlimmert", genÃ¼gt weder eine arbeitsbedingte Gesundheitsgefahr (Â§Â§ 1,
14 SGB VII) noch ein Arbeitsunfall (Â§ 8 SGB VII), wie sich insbesondere aus der klar
unterscheidenden Systematik vor allem des SGB VII (vgl dessen Â§Â§ 1, 7, 14)
ergibt (zur RVO: BSG Urteil vom 16. MÃ¤rz 1995 â�� 2 RU 18/94 -).

Bei der Auslegung des Â§ 3 BKVO bzw BKV ist des Weiteren zu beachten, dass er
den Eintritt des Versicherungsfalles einer BK iS der Rechtsprechung des Senats
(BSG SozR 2200 Â§ 551 Nr 35) schon von seinem Wortlaut her nicht voraussetzt. Es
genÃ¼gt die Gefahr, dass eine BK entsteht, wiederauflebt oder sich verschlimmert
(Â§ 3 Abs 1 Satz 1 BKVO bzw BKV). Der Anspruch auf die Ã�bergangsleistung nach
Â§ 3 Abs 2 BKVO bzw Â§ 3 Abs 2 BKV ist kein Leistungsfall aufgrund eines zuvor
oder zeitgleich eingetretenen Versicherungsfalls einer bestimmten BK. Entgegen
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der Ã¼blichen Systematik des BK-Rechts und der Â§ 9 und Â§Â§ 26 ff SGB VII sowie
der Unterscheidung zwischen dem Versicherungsfall der BK und den darauf
beruhenden verschiedenen LeistungsfÃ¤llen (zB Heilbehandlung nach Â§Â§ 27 ff,
Verletztenrente nach Â§ 56 ff SGB VII) (vgl grundlegend BSG SozR 2200 Â§ 551 Nr
35) regelt Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV einen eigenen Versicherungsfall. Denn
wÃ¤hrend die Leistungen nach Â§Â§ 26 ff SGB VII den Versicherungsfall schon von
ihrem Wortlaut her voraussetzen (vgl zB die Ã�berschrift vor Â§ 26 SGB VII, den
Wortlaut von Â§Â§ 27, 56 SGB VII), enthÃ¤lt Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV eine
umfassende AufzÃ¤hlung der Voraussetzungen fÃ¼r die Ã�bergangsleistung. Dass
es neben den "groÃ�en" VersicherungsfÃ¤llen Arbeitsunfall und BK nach Â§ 7 Abs 1,
Â§Â§ 8, 9 SGB VII im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung noch besondere
"kleine" VersicherungsfÃ¤lle gibt, zeigen im Ã�brigen auch die Â§Â§ 10, 12, 13 SGB
VII, die unter bestimmten Voraussetzungen weitere VersicherungsfÃ¤lle, zB bei
Elementarereignissen, als Leibesfrucht, bei SachschÃ¤den statuieren. FÃ¼r einen
eigenstÃ¤ndigen Versicherungsfall nach Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV spricht auch
dessen schon dargelegte zukunftsgerichtete Zielrichtung als MaÃ�nahme der
Vorbeugung und KrankheitsverhÃ¼tung, die von einem vergangenheitsbezogenen
EntschÃ¤digungsanspruch grundlegend zu unterscheiden ist.

AnsprÃ¼che gemÃ¤Ã� Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV werden durch die
RÃ¼ckwirkungsregelungen im frÃ¼heren Â§ 9 BKVO und heutigen Â§ 6 BKV sowie
des Art 2 Abs 2 der 2. Ã�ndVO BKVO und Art 3 Abs 2 der Verordnung zur Ã�nderung
der BKVO vom 22. MÃ¤rz 1988 (BGBl I 400 â�� Ã�ndVO BKVO) hinsichtlich des
Eintritts des Versicherungsfalls einer BK nicht ausgeschlossen. Diese
RÃ¼ckwirkungsregeln haben die Funktion, die jeweiligen Leistungsverbesserungen
durch EinfÃ¼hrung neuer BKen nur fÃ¼r einen begrenzten Zeitraum auf
abgeschlossene, in der Vergangenheit liegende Sachverhalte (VersicherungsfÃ¤lle)
auszudehnen (BSG SozR 3-2200 Â§ 551 Nr 14 mwN). FÃ¼r die vorliegend
umstrittene BK Nr 1317, die durch die BKV vom 31. Oktober 1997 zum 1. Dezember
1997 eingefÃ¼hrt wurde, war eine rÃ¼ckwirkende Anerkennung mÃ¶glich, wenn
der Versicherungsfall nach dem 31. Dezember 1992 eingetreten war. FÃ¼r
Versicherte, bei denen der Versicherungsfall dieser BK vorher eingetreten war, kann
diese BK nicht anerkannt und kÃ¶nnen auch keine Leistungen aufgrund dieser BK
erbracht werden.

Gegen eine Anwendung der RÃ¼ckwirkungsregelungen auf Leistungen nach Â§ 3
BKVO bzw Â§ 3 BKV sprechen zunÃ¤chst der Wortlaut dieser Regelungen und
systematische GrÃ¼nde: Die RÃ¼ckwirkungsregelungen schlossen entweder die
GewÃ¤hrung von EntschÃ¤digungsleistungen aus (Â§ 9 Abs 1, 2, BKVO, Art 3 Abs 2
Ã�ndVO BKVO) oder die Anerkennung der BK (Â§ 6 Abs 1 BKV, Art 2 der 2. Ã�ndVO
BKVO). Nach dem oben Dargestellten beinhaltet Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV aber
weder eine EntschÃ¤digungsregelung, noch setzt er die Anerkennung einer BK
voraus. Er begrÃ¼ndet vielmehr einen eigenstÃ¤ndigen Versicherungsfall, der einer
drohenden BK bzw deren Wiederaufleben oder Verschlimmerung entgegenwirken
soll. Dies bedeutet auch, dass dem frÃ¼her eingetretenen Versicherungsfall einer
BK, dessen Anerkennung durch eine begrenzte RÃ¼ckwirkung ausgeschlossen ist,
fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Ã�bergangsleistung keine Bedeutung zukommt.
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HierfÃ¼r sprechen auch der Wortlaut sowie der Sinn und Zweck des Â§ 3 BKVO bzw 
Â§ 3 BKV selbst: Besteht fÃ¼r Versicherte die Gefahr, dass eine BK entsteht,
wiederauflebt oder sich verschlimmert, haben die UnfallversicherungstrÃ¤ger dieser
Gefahr mit allen geeigneten Mitteln entgegenzuwirken (so der heutige Â§ 3 Abs 1
Satz 1 BKV in Anlehnung und bloÃ�er redaktioneller Neufassung des Â§ 3 Abs 1 Satz
1 BKVO). Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV beinhaltet MaÃ�nahmen der Vorbeugung und
KrankheitsverhÃ¼tung, ist also in die Zukunft gerichtet und will den Versicherten
vor aktuellen Gesundheitsgefahren schÃ¼tzen. Die RÃ¼ckwirkungsregelungen
hingegen dehnen Leistungsverbesserungen fÃ¼r abgeschlossene Sachverhalte nur
zeitlich begrenzt in die Vergangenheit aus. Aufgrund dieser gegensÃ¤tzlichen
Zielrichtung und der vÃ¶llig unterschiedlichen Situation â�� einerseits eine akute
Gesundheitsgefahr, andererseits ein in der Vergangenheit abgeschlossener
Versicherungsfall â�� kann unabhÃ¤ngig von der Frage, ob bei einem Versicherten
in der Vergangenheit der Versicherungsfall einer bestimmten BK eingetreten ist,
wenn er trotzdem weiterarbeitet, weiterhin den Einwirkungen dieser BK ausgesetzt
ist und eine Verschlimmerung oder Wiedererkrankung droht, die mÃ¶gliche
Erbringung von Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 3 BKV nicht ausgeschlossen werden. Dies
wÃ¼rde auch dem gesamten System der gesetzlichen Unfallversicherung
widersprechen. Denn prÃ¤ventive Leistungen wie die Ã�bergangsleistung sind
gegenÃ¼ber EntschÃ¤digungsleistungen vorrangig, wie aus der Systematik des
SGB VII (vgl Â§ 1 Nr 1, Â§ 14) folgt. Eine andere Auslegung und Handhabung
wÃ¼rde beinhalten, dass derjenige, der keinen Anspruch auf EntschÃ¤digung
wegen einer schon vor einem Stichtag eingetretenen BK hat, auch keinen Anspruch
auf prÃ¤ventiven Schutz vor immer noch bestehenden Gesundheitsgefahren dieser
BK hat, wenn er eine entsprechende TÃ¤tigkeit weiter ausÃ¼bt.

Angewandt auf den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass der KlÃ¤ger â��
vorbehaltlich der noch vom LSG zu treffenden tatsÃ¤chlichen Feststellungen â��
Anspruch auf Leistungen nach Â§ 3 BKVO bzw Â§ 3 BKV haben kÃ¶nnte. Ob und zu
welchem Zeitpunkt dieser Anspruch entstanden ist, kann mangels entsprechender
Feststellungen des LSG und angesichts der RÃ¼gen des KlÃ¤gers, er habe die
TÃ¤tigkeit als Lackierer effektiv im April 1996 beendet, sei anschlieÃ�end
arbeitsunfÃ¤hig krank gewesen und habe am 9. Oktober 1997 einen Rentenantrag
gestellt, der erst mit Bescheid vom 7. Dezember 2001 rÃ¼ckwirkend zu einer
BerufsunfÃ¤higkeitsrente ab 1. November 1997 gefÃ¼hrt habe, durch das
Revisionsgericht nicht festgestellt und beurteilt werden.

ErgÃ¤nzend ist auf Folgendes hinzuweisen: Die Leistungen nach Â§ 3 BKVO bzw Â§
3 BKV setzen keinen Antrag voraus, sondern sind ebenso wie die anderen
Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung von Amts wegen zu erbringen (Â§
19 Satz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV)). Eine TÃ¤tigkeitsaufgabe
des KlÃ¤gers im April 1996 unterstellt, kÃ¶nnte er einen Anspruch auf die
Ã�bergangsleistung nach Â§ 3 Abs 2 BKVO haben, weil der Beklagten dieser
mÃ¶gliche Anspruch mit dem Eingang der BK-Anzeige bei ihr am 14. Juli 1997
bekannt war. Ist auf ein spÃ¤teres Datum abzustellen, kommt Â§ 3 Abs 2 BKV als
Anspruchsgrundlage in Betracht.

Dass die Ã�bergangsleistung nach Â§ 3 Abs 2 BKVO bzw Â§ 3 Abs 2 BKV keine
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Aufforderung des UnfallversicherungstrÃ¤gers zum Einstellen der TÃ¤tigkeit
voraussetzt, ist gefestigte Rechtsprechung (vgl BSGE 26, 84 sowie die
BegrÃ¼ndung zur 7. BKVO, BR-Drucks 128/68, BegrÃ¼ndung zu Â§ 3). Hinsichtlich
des Zusammenhangs zwischen einer drohenden BK und der Einstellung der
gefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit hat das BSG (SozR 3-5670 Â§ 3 Nr 5) ausgefÃ¼hrt, dass
zumindest in den FÃ¤llen, in denen eine BK noch nicht entstanden ist, der objektive
Zwang zur TÃ¤tigkeitsaufgabe und das tatsÃ¤chliche Aufgeben nicht genÃ¼gen.
Denn die Formulierung in Â§ 3 Abs 2 Satz 1 BKVO weiche von der des
Unterlassungszwangs in den BK-Umschreibungen ab und bei der
Ã�bergangsleistung stehe im Gegensatz zum Unterlassungszwang nicht die
EntschÃ¤digung des Versicherten im Vordergrund, sondern der prÃ¤ventive Anreiz
fÃ¼r den Versicherten, die gefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeit einzustellen. Daher wird das
LSG zu prÃ¼fen haben, wann der KlÃ¤ger subjektiv die gefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeit als
Lackierer aufgegeben hat, um der ebenfalls noch zu prÃ¼fenden konkret
individuellen Gefahr der drohenden BK zu entgehen. Dies kann im April 1996
gewesen sein, aber auch zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt, zB am 9. Oktober 1997,
dem Tag der Rentenantragstellung, oder im Laufe des anschlieÃ�enden
Rentenverfahrens.

Nach alledem ist dem Senat bei dem derzeitigen Stand des Verfahrens eine
abschlieÃ�ende Entscheidung Ã¼ber den vom KlÃ¤ger geltend gemachten
Anspruch auf Ã�bergangsleistung nach Â§ 3 Abs 2 BKVO oder Â§ 3 Abs 2 BKV wegen
einer BK Nr 1317 oder einer entsprechenden Wie-BK nicht mÃ¶glich, so dass das
angefochtene Urteil insgesamt aufzuheben und die Sache zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 170 Abs 2 Satz 2 des
Sozialgerichtsgesetzes an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen ist, um die nach den
angestellten ErwÃ¤gungen noch erforderlichen Tatsachenfeststellungen
nachzuholen.

Das LSG wird auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden
haben.

Erstellt am: 12.04.2005

Zuletzt verändert am: 20.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               8 / 8

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2026,%2084
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-5670%20§%203%20Nr%205
https://dejure.org/gesetze/BKV/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/170.html
http://www.tcpdf.org

